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Aus der Bürgermeisterliste von Nikolaus Frosch 1586. Vergrößert. Erstmalige Veröffentlichung. 


zun Carmeliten 
Durch. I. R. M. vo 
.Schwebisch gemüdt 
gemalt worden 
Dieses ist zu lesen: Anno 15 (1515) ist der 
Kreuzgang bei den Karmelitern duech un öng Rat- 


_ geb Maler ‚von Schwäbisch Gmünd gemalt wor- 


den. 


Herm Wilhelm o möchte ich pesdiders 
dafür danken, daß wir in unseren Heimatblät- 
tern diese entscheidende Randbemerkung zum er= 
stenmal veröffentlichen dürfen. 


Schwäbisch a wurde Hochschulstadt 


Wie es 1825 zur Errichtung des hiesigen Lehrerseminars kam 


a. Albert Deibele 


Der 4. Mai 1962 bildet einen Markstein in der 


‚Geschichte unserer Stadt; denn an ‚diesem Tage . 
rückte Schwäbisch Gmünd in die Reike der Hoch- 


schulstädte ein. Damit ist eine Entwicklung zum 
Abschluß gekommen, die unter den. bescheiden- 
sten Verhältnissen im Jahre 1825 mit der Grün- 
dung des hiesigen Schullehrerseminars ihren 
Anfang | 
ziehen von hier aus alljährlich junge, wohl aus- 
gebildete Lehrer in das Land hinaus, um die 


genommen hat. Seit nunmehr 137 Jahren 


deutsche J we zu aalen ien, zu ‚erziehen. Mit 
Stolz kann gesagt werden, daß unser hiesiges 


Seminar in seiner Bedeutung hinter keiner sei- 


ner- württembengischen Schwesteranstalten ZU- 


 rücksteht, war es doch jahrzehntelang die ein- 
zige katholische Lehrerbildungsanstalt unseres 


Landes. Wer daher die Geschichte des katholi- 


- schen Volksschulwesens Württembergs schreiben 


will, muß notgedrungen gleichzeitig die Geschich- 


- te unseres hiesigen Lehrerseminars schreiben. — 
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Wie kam es zur Errichtung der Gmünder An- 


stalt? 


Von 1802 bis 1810 wurde Württemberg durch- 
eine Reihe kleiner und kleinster Staatsgebilde, 
zu denen auch Gmünd gehörte, wesentlich ver- 


srößert. Zum erstenmal erhielt es dadurch eine 
größere Anzahl von Katholiken, deren Schulwesen 
sehr verschieden gestaltet war. Mit der ihm eige- 
nen Tatkraft ging König Friedrich alsbald. dar- 


an, dieses zerrissene Schulwesen zu ordnen: Schon 
1808 erschien eine „Schulordnung“ für die ka- . 


tholisehen Schulen des Landes: Zwei Jahre spä- 


ter wurde auch das evangelische. Schulwesen, das: 
nicht weniger zersplittert war, geregelt. Dabei 
wurde bestimmt, daß künftig die Lehrer an ei- 


nem öffentlichen Schullehrerseminar ausgebildet 
werden sollen. Dieses erste Lehrerseminar des 
Landes wurde dann auch 1811 in Eßlingen er- 


richtet. Bis dahin kannte man in Württemberg 
keine Lehrerbildungsanstalten, welche diesen 
Namen verdienten. Vielfach begnügte man sich 


in der Schule mit Handwerkern, abgedankten 
Soldaten, Dorfhirten, die im Winter keine Arbeit 


hatten, ja mit allerlei fahrendem Volk. Selbst in 


Altwürttemberg hatte noch 1797 mehr als ein 
Drittel aller Schulorte kein eigenes Schulhaus, 
ja nicht einmal eine eigene Schulstube. Der 
Schulmeister mußte in seiner Wohnstube Schule 
halten, in welcher zugleich sein Weib, kleine 


 schreiende. Kinder, alles Gesinde, das er hatte, 
anwesend waren. Ja,.es gab sogar Gegenden, WoO. 


die Schule abwechslungsweise bald bei diesem 
bald bei jenem Bauern oder Teen sehalten 
wurde. > 


Um gegenüber dem evangelischen Volksteil 
tung einer solchen Anstalt mitgeteilt. Das. Kgl. 
 Oberamt bemerkte dazu, daß ihm hier nur ein 


nicht zurückzubleiben, suchte man katholischer- 
seits die Lehrerbildung. durch Konferenzen und 
Lesegesellschaften zu heben. Einige Schulinspek- 


toren gaben sommers den jungen Lehrern und 
Provisoren wöchentlich ein paarmal einen gan- 


zen oder halben Tag Unterricht in der Methodik 
des Rechnens, Lesens und Schreibens. Vor. allem 
aber legte man die Ausbildung der Lehrer in 


die Hände der Musterlehrer. Das waren. tüchti-. 


ge Schulmänner, die vom Katholischen Kirchen- 


rat, der höchsten Schulbehörde, ausdrücklich das 
Recht zur Ausbildung von Lehrern bekommen 


hatten. Doch alle diese Maßnahmen konnten den 


Ruf nach einem katholischen Schullehrerseminar 
nicht zum Schweigen bringen. Günstig wirkte ` 
sich § 190 des Verfassungsentwurfes vom 3. März 


1817 aus. Er lautet: „Für die Bildung tüchtiger 
Lehrer sowohl protestantischer - als katholischer 


Konfession wird teils durch Anlegung der erfor- 


derlichen Schullehrerseminarien, teils durch Ver- 
vollkommnung der bereits vorhandenen hinrei- 


chend gesorgt werden.“ Obwohl in der eigent- 


lichen Verfassungsunkunde von 1819 ein ähn- 


licher Abschnitt- nicht vorkommt, zögente man 


nicht mit der Errichtung eines Seminars tür. die 
katholische Bevölkerung. 


"Wie kam aber gerade Gmnd zum Sitz dieses 


Seminars? — Die Gmünder Wirtschaft war am 
Ende des 18. Jahrhunderts durch die vielen Krie- 
ge, mehr aber noch durch die Zollmaßnahmen 


. Josefs I. fast zugrunde gerichtet worden. Beson- 
ders betraf dies die Schmuckindustrie, das Rück- 


grat des Gmünder Gewerbes. Als Württemberg 
die Stadt 1802 übernahm, war sie konkursreif. 
Die folgenden Jahre, die kaum den Frieden 
kannten, beschleunigten den Niedergang. Wohl 
suchte Württemberg, so weit es die Zeiten erlaub- 
ten, dem Elend zu steuern: man legte Militär 
nach Gmünd, errichtete in Gotteszell ein Staats- 
gefängnis und machte die Stadt zum Mittelpunkt 
eines größeren Verwaltungsbezirks. Allein die 
Not wuchs und der Steuerdruck ebenfalls. In die- 
ser verzweifelten Lage begab sich 1818 Stadt- 


pfarrer Kratzer mit einer Anzahl von Bürgern 


nach Stuttgart und legte im Auftrag der Stadt- 
verwaltung dem König in persönlicher Ausspra- 
che den Notstand der Stadt. klar. Der König 
versprach zu tun, was in seinen Kräften stand 
und beauftragte die Abordnung, ihm Vorschläge 
zur Hebung der Gmünder Wirtschaft persönlich 
vorzulegen. Dies geschah. Die erste Gelegenheit 
bot sich, als der Landtag die Gründung eines ka- 
tholischen Lehrerseminars beschloß. Schon län- 
gere Zeit vorher hatte der Kath. Kirchenrat mit 
der Stadt in dieser Frage verhandelt. 


Am 22. Juli 1822 teilte Stadtschultheiß Mühl- 
eisen dem Stadtrat einen Erlaß des Kgl. Ober- 
amts vom 21. Juli mit, wonach dasselbe von dem 
Kath. Kirchenrat aufgefordert worden ist, zu be- 
richten, ob ein zweckmäßiges Gebäude in Gmünd 
für ein Schullehrerseminar vorhanden sei. Dem 
Gemeinderat wurde Näheres über die Einrich- 


einziges Gebäude für diesen Zweck tauglich er- 
scheine, nämlich das Franziskaner-Mannskloster. 
Der Stadtrat wird aufgefordert, dem Oberamt 


zu melden, ob er noch ein anderes geeignetes 
Lokal wisse. Das war nicht der Fall. Doch er- 
- klärte der Stadtrat; die Stadt wolle das Kloster dem 


Staat zu billigen Bedingungen überlassen. Die 
Zeit der Abgabe könne allerdings im gEegenwäÄr- 
tigen Augenblick nicht bestimmt werden, da in 


: dem fraglichen Gebäude die Lateinschule unter- 


gebracht sei. 

An den nun folgenden langwierigen Verhand- 
lungen ist besonders der hiesige Kath. Stiftungs- 
rat beteiligt. Bei der Ausscheidung des Stiftungs- 
venmögens war nämlich das Franziskanerkloster 


in das Eigentum der Kirchen- und Schulpflege- 


übergegangen. Außerdem war diese die Träge- 
rin der Schullasten. Am 7. August 1822 schloß 
sich der Stiftungsrat den Ausführungen des 
Stadtrats an. Dieser setzte nun am 12. August 
1822 die Bedingungen fest, unter welchen das 
Kloster an den Staat abgetreten werden solle. Er 
verlangte: 

1. Der Staat bezahlt 7000 a die Stadt aber 
. schafft Ersatz für die Lateine e 
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Ansicht des „Alten Seminars“ bis 1872. Zeichnung von Theodor Carl Weber 1847. 


chen- und Musikschule, die Wohnungen der 
Präzeptoren und anderer Lehrer, soweit diese 
in dem Kloster untergebracht sind. 


2.Die angebaute Kirche bleibt im Eigentum der 
Stadt. 


3. Chor, Kanzel und Dachraum. der Kirche dür- 


fen auch weiterhin durch das Klostergebäude 
betreten werden. 


4.Der Mesner erhält eine kleine Wahnyng im 
KRlostergebäude. 


5. Die bestehenden Schuleinrichtungen bleiben im 
Eigentum der Stadt. 


"Stimmt der Staat diesen Bedos uon zu, SO 


wird das Gebäude innerhalb eines vierten ahres 


nach Vertragsabschluß geräumt, 


Das Gebäude wurde nun gemeinsam durch die 
Stadt und den kgl. Bauinspektor Manz besichtigt. 
Man glaubte, daß die Lateinschule neben dem 
Seminar in dem Gebäude belassen werden kön- 

. In diesem Falle wollte die Stadt auf die ge- 
forderten 7000 Gulden verzichten. Der Staat aber 
hätte allein das Seminar einzurichten. Das Ge- 
bäude würde gemeinsam von Stadt und Staat im 
Verhältnis des benützten Raumes unterhalten, 


Der Kath. Kirchenrat genehmigte aber diesen 
Vorschlag nicht, sondern verlangte am 15, April 
1823 von der Stadt eine andere Lösung. Nach 
ausführlicher Beratung. übergab die Stadt dem 
Kath. Kirchenrat 3 Vorschläge: Der erste deckte 
sich im allgemeinen mit dem Angebot vom 12. 
August 1822; nur war. die Kaufsumme auf 6000 
Gulden ermäßigt worden. Im 2, Vorschlag wollte 
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man das Kloster dem Staat gegen eine jährliche 
Miete von 150 Gulden überlassen. Für die Ver- 


legung der Lateinschule und der Präzeptorwoh- 


nungen sollte der Staat eine einmalige Entschä- 
digung von 1000 Gulden bezahlen. , 


Der 3. Vorschlag sah die Abtretung des Klo- 


sters an den Staat vor. Dieser sollte dafür in dem 


der Stiftungspflege gehörigen Kaplaneihaus St. 
Jakob die Präzeptoren und die Lateinschule un- 
terbringen. 

Um die Verhandlungen vorwärtszutreiben, 
kam Oberkirchenrat Schedler am 3. Juni 1823 


nach Gmünd und verhandelte mit dem Stiftungs- 


rat und Bürgerausschuß. Er stellte die mannig- 
fachen Vorteile, welche der Stadt aus dem Semi- 
nar erwachsen würden, heraus (Geldumsatz, bil- 
lige Ausbildung für Bürgersöhne, gesteigertes 
Einkommen der Seminarlehrer, Einsparung eines 
Lehrers, weil eine Schulklasse dem Seminar an- 
gegliedert werde solle). Der Stiftungsrat solle 


‚daher weitere Zugeständnisse machen. Von ande- 


ren Orten würden weit günstigere Angebote vor- 
liegen. Man möchte aber das Seminar in hiesiger 


Stadt errichten, weil die hier bestehenden An- 


stalten (gemeint waren die Taubstummen- und 
Blindenanstalt). mitbenützt werden könnten, Der 
Staat aber habe keineswegs die Absicht, ‚das 
Franziskanerkloster zu kaufen. 


Der Stiftungsrat beschloß nun, gegen eine Ent- 
schä ädigung von 600 Gulden die Lateinschule und 


die Wohnungen der Präzeptoren in einem frei- 


stehenden Kaplaneihaus einzubauen. Die Zei- 


chenschule aber solle im Kloster. verbleiben. De» 
ren Saal kö: önne vom Seminar mitbenützt wonden 


Der Staat habe die Kosten für die Unterhaltung 
des Klostergebäudes samt den Gartenmauern al- 
lein zu übernehmen. 

| Die Angelegenheit ruhte nun längere Zeit. Erst 
durch die Beschlüsse des württembergischen 


Landtags vom 4. Mai 1824 kam sie wieder in 


Fluß, Damals erhob sich um die Frage, ob das 
Seminar Eßlingen so ausgebaut werden solle, daß 
es auch katholische Zöglinge aufnehmen könne, 
ein großes Für und Wider. Der Abgeordnete Kurz 
lehnte diesen Gedanken vollständig ab, da es 
nicht angängig sei, katholische Kinder in prote- 
stantische Schulen zu. schicken. Andere hoben 
hervor, daß Eßlingen keine katholische Schule 
besitze und die Räume im dortigen Seminar 
nicht einmal für die evangelischen Zöglinge zü- 
reichen würden. In katholischen Städten aber gebe 
es noch große leerstehende Häuser; auch seien 
dort manchmal Benefizien vorhanden, welche 
man für die Errichtung eines katholischen Se- 
minars benützen könne. Darauf bemerkte der 
Gmünder Stadtschultheiß Mühleisen: „Wenn man 
ein eigenes Institut für Katholiken errichten 
wolle, so. sei in Gmünd das Lokal für geringe 
Kosten zu haben, und die Stadt werde mit allem 
übrigen auch entgegenkommen.” Der Finanzmi- 


nister aber meinte: Neben Gmünd könnten auch 


noch andere Städte zur Sprache kommen. Zu- 


nächst solle man die Regierung ermächtigen, - 


nach genauen Untersuchungen die Einrichtung 
für ein katholisches Seminar zu treffen. Darauf 
schlug der Abgeordnete Keßler vor, in den Etat 
1824/26 für ein katholisches Seminar 10000 
Gulden einzustellen. Bei der nun folgenden Ab- 
"stimmung lagen zwei Fragen vor: 


1. Soll ein zweites Schullehrerseminar errich- 


tet werden? Diese Frage wurde einstimmig be- 
jaht. 

2, Soll für ein katholisches Seminar im Etat 
1824/26 die Summe von 10000 Gulden eingesetzt 
werden? Auch dieser Frage wurde einhellig zu- 
gestimmt, 


Hierauf begaben sich am 23. August 1824 Kir- 


chenratsdirektor von Cammerer und Kirchenrat 
Schedler nach Gmünd, um endgültig wegen des 
Franziskanerklosters zum Abschluß zu kommen. 


Bei den Besprechungen mit dem Oberamtmann 


und der Stadtverwaltung wurden folgende Be- 
schlüsse gefaßt: s 

1. Der K. Kirchenrat übernimmt das Franzis- 
kanerkloster ohne die angebaute Kirche, die 
weiterhin im Eigentum der Stadt bleibt. Doch ist 
der Chor dieser Kirche dem Seminar zur Verfü- 
gung zu stellen. Die Antoniuskapelle wird zu 
einem Speisesaal eingerichtet, 

2, Es verträgt sich nicht, daß die Zeichen-, La- 
tein- und Musikschule im Kloster verbleiben. 
Zum mindesten muß die Zeichenschule noch vor 
dem Eintreffen der Seminaristen hinausverlegti 

3. Die drei Klassen der hiesigen Knabenvolks- 
schule wenden in des Klostergebäude aufgenom- 


men. Die Ausstattung der Schulräume übernimmt 
der Stiftungsrat. 

4. Das Seminar erhält eine Musterschule, die 
von einem Musterlehrer und zwei Provisoren ge- 
führt wird, deren Besoldung die Stiftungspälege 
zu tragen hat. 

5. Die Präzeptoren werden in freistehenden 
Kaplaneihäusern untergebracht. | 

6. Dem Rektor wird bis auf weiteres die un- 
besetzte Martinskaplanei samt ihren Einkünften 
übertragen. Er hat neben seinen Rektoratsge- 
schäften die kirchlichen Verrichtungen an der 
Franziskuskirche zu übernehmen. 

Der Stiftungsrat trat, wenn auch schwere 
Herzens, am 25. August 1824 diesen Beschlüssen 
bei und suchte nur noch einige Vergünstigungen 
zu erhaschen. Vor allem sollte das Rektorat so- 
bald wie möglich von der Martinskaplanei ge- 
trennt werden. Allein vergebens. Der Katholische 


' Kirchenrat fügt seinem Erlaß vom 25, August 


1824 die scharfen Worte bei: „Übrigens kann man 


nieht unterdrücken, daß bei den großen Vortei- 


len, welche durch das Schullehrerseminar den 
Schulen und der Einwohnerschaft der Stadt 
Gmünd zugehen, dasjenige, was die Stadt bei- 
trägt, unbedeutend erscheine.“ 
Notgedrungen stimmte der Stiftungsrat am 31, 
August 1824 im allgemeinen den Bedingungen 
des K. Kirchenrats zu. Es war nämlich längst 
schon bekannt geworden, daß sich manche ka- 
tholischen Städte um das Schullehrerseminar be- 
mühten. Namentlich war Ehingen/Donau zu 
fürchten, das in seinem tüchtigen Schultheißen 
und Landtagsabgeordneten Vogt und in seinem 
Dekan, dem nachmaligen Domkapitular Vanotti, 
sehr geschickte Unterhändler besaß. Doch konnte 
Ehingen durch ein Staatsgymnasium mit ange- 


_ schlossenem Konvikt zufriedengestellt werden. 


Damit war für Gmünd das Schullehrerseminar 
gerettet. 

Es bedurfte aber noch mancher Verhandlung, 
ehe alles ins reine gebracht war. Es drehte sich 
ja nicht nur um die Unterbringung der Schule, 
sondern ver allem auch um die Schulpläne, die 
Hausordnung, die Besetzung der Stellen und 
nicht zuletzt um die Geldmittel. Man wollte bei 


Gmünd die Erfahrungen, welche man in Eßlin- 


gen gemacht hatte, ausnützen. Es zeigte sich dann 
auch, daß das Gmünder Seminar viel zielbewuß- 
ter aufgebaut wurde als das Eßlinger, Vieles von 
der Hausordnung von 1825 lebte noch nach 100 
Jahren weiter, und’auch der Geist der Lehrpläne 
hielt sich bis zur Errichtung des Pädagogischen 
Instituts. | | | 
Die Gmünder Akten melden nun nicht mehr 
viel vom Schullehrerseminar. Das war jetzt eine 
staatliche Angelegenheit. Im Sommer 1825 schei- 
nen die Pläne ausführungsreif geworden zu 


sein. Am 23 Juli | = 
gierungsblatt“ eine Bekanntmachung des Ka- 


1825 erschien im Be 
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Anwärter, welche. in das Schullehrerseminar 
Gmünd aufgenommen werden wollen, sich in- 
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. nerhalb drei Wochen bei dem K. Kirchenrat zu 


melden haben. Am 2, August 1825 erfolgte die Er- 
nennung der Schullehrer Braun und Hofer von 
Ravensburg zu Hauptlehrern am hiesigen Semi- 
- nar. Am 18. August 1825 enthält das ‚„Regierungs- 
blatt“ folgende Verfügung: Der Lehrkurs an 
dem neuen katholischen Schullehrerseminar zu 
Gmünd wird am Montag, dem 5. September, er- 
Öffnet werden, und die nicht zurückgewiesenen 
Schulkandidaten haben sich am 3. September 
dort einzufinden. Endlich wurde der Schluß- 
punkt unter die langen Verhandlungen gesetzt. 


Durch das Dekret des Kath. Kirchenrats vom: 


3. September 1825, wodurch dem hiesigen Stif- 
tungsrat eröffnet wird, „daß der zwischen der 


Stadt Gmünd und den königlichen Kommissarien - 


wegen nutznießlicher Überlassung des vormali- 
gen Franziskanerklosters abgeschlossene Ver- 
trag nunmehr in seine Wirksamkeit trete.“ 


Zu den beiden Hauptlehrern Hofer und Braun 


traten als weitere Lehrer Josef Aurelius Dreher, 
Beron von Neuhausen a. d. F. und Gasser von 
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Rot a. d. Rot als Provisoren. Die Leitung der Ane 
stalt übernahm zunächst der hiesige Stadtpfarrer 
und Dekan Franz Xaver Wildt, bis dann nach 
groBen Schwierigkeiten die Stelle des Seminar- 
rektons 1826 mit Matthäus Kornelius Münch þe- 
setzt werden konnte. 

Sang- und klanglos wunde das hiesige Katholi- 
sche Schullehrerseminar, wie sein amtlicher Na- 
me lautete, am 5. September 1825 eröffnet. Keine 
Zeitung bringt hievon eine Meldung. Es schwei- 
gendarüber auch die Stadtrats- und Stiftungsrats- 
protokolle. Was hier entstanden war, sah zu- 
nächst fast wie eine Armenschule aus. Doch lanıg- 
sam aber stetig ging es aufwärts. Bald waren 
die Seminaristen mit ihrer uniformähnlichen Klei- 
dung (Rock mit kurzen Schößen, halbhoher stei- 


‘fer Hut, Spazierstock) aus dem hiesigen Straßen- 


leben nicht mehr wegzudenken, Andere Zeiten 
schufen andere Formen, sie änderten auch im- 
mer wieder den Namen der Anstalt. Von der al- 
ten Schule aber hat die heutige Pädagogische 
Hochschule die heilige Verpflichtung übernom- 
men, durch bestmögliche Ausbildung tüchtige 
Lehrer heranzubilden zum Segen unseres Volkes. 


Zur älteren Geschichte des Gmünder Aussätzigenhauses 


St. Katharina extra muros 
Von Albert A. Fischer. 


Aus der reichhaltigen Literatur über. die En 
Örterung der Frage, ob in den früheren Leprosen- 


- häuser nun wirklich immer Leprakranke isoliert 


wurden, wies Privatdozent Dr. Georg Klingelmül- 
ler, Würzburg, auf eine neue Arbeit des däni- 


schen Arztes Möller Christensen . ‚hin. „Er hatte 


gelegentlich seines Urlaubes auf einem mittelal- 
terlichen leprösen Friedhof auf Seeland innerhalb 
eines Milchbauernhofes insgesamt 200 Skelette 
aus den Jahren 1250 bis 1550 ausgegraben, die 
alle für die Lepra typische Knochenveränderun- 


. gen aufwiesen. Dieser historischen Untersuchung 


kann man entnehmen, daß man im Mittelalter 


das Krankheitsbild der Lepra offensichtlich ge- 


nauer kannte, als mancher heute. Es zeigt sich 
aber weiterhin, daß damals die Lepra in unseren 
Gegenden keineswegs selten war‘!),) 


War man also damals der Lösung der ange- 
 schnittenen Frage nahe gewesen, so sollte man 
ein ähnliches Vorkommnis heute besser benüt- 


zen, um sich hierüber Klarheit zu verschaffen. 
Die bevorstehende Neugestaltung des Platzes hin- 
ter der Katharinenkapeile wäre eine günstige Ge- 
legenheit, um mit Hacke und Spaten näachzufor- 
‚schen, ob in dem später bei St. Katharina 
bezeugten Friedhof Leprakranke bestattet wur- 


den. Bereits geplant ist die el der 


- Fundamente der Kapelle. 


- Als im Zeitalter der Städtegründungen. neue 


bia 


große Anemmlunsen von Menschen auf engstem 


Raume entstanden waren, ergab sich damit eine 


‚weitere Möglichkeit für ein Umsichgreifen der 


Seuche. Die Ausweitung des Verkehrs, die ge- 
steigerte Berührung mit den von der Lepra 
verseuchten Ländern während der Kreuzzüge be- - 


‚günstigte die Ausbreitung der Krankheit eben- 


falls. Aus dieser Zeit wäre auch ein literarisches 


. Zeugnis zu nennen, bei dessen Nennung sich 


mancher Leser an die eigene Schulzeit erinnern 


wind; es ist die gereimte, 'edelernste Erzählung 


des mittelhochdeutschen Dichters Hartmann von 
der Aue (1170—1215) vom „Armen Heinrich“. 

Die Leprosenfrage war also ein gleichermaßen 
brennendes wie auch drängendes Problem gewor- 
den, mit dem sich vor allem auch die Kirche be- 
schäftigte. Bei den Erörterungen der III. Lateran- 
synode (1179) kam es zur Sprache. Unter den 27 
Dekreten dieser Synode befindet sich auch die 
Bestimmung: „Die Leprosen sollen ihre eigenen 
Kirchen und Gottesäcker haben; doch darf dar- 
aus den Pfarrkirchen kein Nachteil entstehen 


(Decr. 23)“), Man wird diesen Zeitpunkt nicht in 


erster Linie als terminus post quem für die Ent- 
stehung von Leprosenkapellen und Leprosenhäu- 
sern zu betrachten halben. Dies zeigt das Beste- 
hen von Leprosenhäusern bei Klöstern vor die- 
sem Zeitpunkt, z. B. für Württemberg: March- 
tal 1174. Daß es sich dabei auch — modem aus- 


ee 


